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Laudtags⸗Verhaudlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
55 Sitzung vom 22. November. 
Priſtdent von Bennigjen- eröffnet die 
Sitzung um 11 ½ Uhr. 
Am Miniſtertiſch: Juſtizminiſter Dr. 
hardt mit zwei Kommiſſarien. 
a Tagesordnung: I. Erſte Berathung des Ge⸗ 


2875 


ſetzentwurfs, betreffend die sf ein der deutſchen 


Civilprozeßordnung. 

Zunächſt erhält das Wort der Abg. Löwen ⸗ 
ſtein. Derſelbe bedauert, daß die alten Prozeß ⸗ 
bücher nicht vollſtändig hätten abgeſchafft werden 
können. Das Juſtizminiſterium habe zwar in an⸗ 
erkennenswerther Weile das Möglichfte geleiftet (Sehr 
richtig!), aber im Intereſſe der neu eintretenden 
Juſtizbeamten namentlich wünſche er die oben ange⸗ 
deutete Verbeſſerung eingeführt zu ſehen. Er wünſche 
alle Juſtizvorlagen einer und zwar einer beſonderen 
Kommiſſton von 21 Mitgliedern zur Vorberathung 
zu überweiſen. 

Abg. Windthorſt⸗ Meppen ſpricht feine 
große Befriedigung darüber aus, daß gleich bei Zu⸗ 
ſammentritt des Landtags dieſer und andere Geſetz⸗ 
ent würfe dem Haufe zugegangen find. Ebenſo jet 
es erfreulich, daß, nachdem einmal die Juſtizorga⸗ 
niſation beſchloſſen, dieſelbe von Seiten der Regie⸗ 
zung eine ſehr raſche Förderung erfahre, denn es 
jet unter allen Umſtänden erforderlich, daß die Or⸗ 
gantjatton raſch durchgeführt werde. Auch theile er 
die Anſchauung des Vorredners, daß im Juſtizmi⸗ 
niſterium mit Fleiß und großer Gründlichkeit gear⸗ 
beitet worden. Er würde es deshalb gar nicht ein⸗ 
mal ſür nothwendig halten, die Geſetzentwürfe in 
einer Kommiſſton zu berathen, er wolle, da nun 
aber einmal eine kommiſſariſche Berathung beliebt 
worden, nicht widerſprechen und erklärte ſich mit 
der Mildeno einer Kamwiſſtan won DI Mitglicvern 
zur Vorberathung der vorliegenden Geſetze einver⸗ 
ſtanden. 8 

Juſtizminiſter D.. Leonhardt iſt erfreut 
darüber, daß die Vorlage ihm Gelegenheit giebt, 
ſich dahin zu äußern, daß es der Regierung ſtets 
fern gelegen habe, die Organiſation am 1. Oktober 
1879 nicht eintreten zu laſſen. Die Regierung 
habe nicht den Wunſch hegen können, die Organt⸗ 
ſation vielleicht um ein halbes Jahr ſpäter eintreten 
zu laſſen, nachdem aber ein dem entgegengeſetzter 
Beſchluß vorlag, ſei die Regierung aufs Eifrigſte 
bemüht geweſen, dieſen Beſchluß zur Ausführung zu 
bringen. Der Miniſter bemerkt dann weiter, daß 
die heute zur Berathung ſtehenden vier Ausführungs⸗ 
geſetze im ſachlichen Zuſammenhange ſtezen und daß 
es deshalb geboten jet, fie ſämmtlich einer Kommiſ⸗ 
ſton zu überweiſen. In allernächſter Zeit werde dem 
Haufe noch der Entwurf eines Geſetzes über bie 
Zwangsvollſtreckung zugehen, der derſelben Kommiſ⸗ 
ſion zu überweiſen ſein werde. Die heute einge⸗ 
gangene Hinterlegungs ordnung werde dagegen einer 
beſonderen Kommiſſion überwieſen werden müſſen. 
Schließlich ſtellt der Miniſter als weitere Vorlage 
noch den Entwurf einer Gebührenordnung in Aus⸗ 
ſicht und bemerkt, daß die Kommiſſton mit all die⸗ 
ſen Vorlagen nicht große Arbeit haben, auch kaum 


5 die Neigung haben werde, ſich in dieſe Materie 


zu vertiefen, denn ſie ſei im höchſten Grade lang⸗ 
weilig. (Große Heiterkeit.) Jedenfalls werde die 
Kommiſſion Freude an dieſen Arbeiten nicht haben. 

Abg. Thilo glaubt dem Miniſter auf deſſen 
letzte Aeußerung erwidern zu müſſen, daß eine aus 
Juriſten zuſammengeſetzte Kommiſſton ſich niemals 
ſcheuen werde, einen ihr zur Prüfung vorliegenden 
Gegenſtand mit der größten Gründlichkeit zu behan⸗ 
deln. Die Kommiſſton werde ſich in die Materie 
vertiefen, auch wenn der Gegenſtand ein langweili⸗ 
ger iſt. Redner freut ſich über die Konnivenz des 
Abg. Windthorſt, der im Intereſſe des baldigen Zu⸗ 
ſtandekommens dieſer Gef.be jelbft auf die kommiſ⸗ 
ſariſche Berathung derſelben veizichten wollte. Es 
werfe das einen günſtigen Schatten voraus in Be- 
zug auf die Behandlung derjenigen Juſtizvorlagen, 
die ſich gegenwärtig in Berathung des Herrenhauſes 
befinden, namentlich des Geſetzes wegen der Kom- 
petengtonflikte, 

In der weiteren Debatte ſprechen noch die 
Abgg. Bähr (Caſſel) und Windthorſt (Bie⸗ 
lefeld), die ebenfalls ihre Anerkennung über die 
jorgjältige Bearbeitung der Vorlagen dem Juſtiz⸗ 
minijter aussprechen und ſich iin Uebrigen furz über 
die geſchäftliche Behandlung derſelben ausſprechen. 

Dann wird die Debglte geschlossen 


Abg. Windthorſt⸗ Meppen Ber 
Abg. Thilo, daß er nur in Bezug auf die e v 
genden Geſetze geſprochen, die noch nicht o vo oil 
den Geſetze ignorire er vollſtändig. 5 
Das Haus beſchließt die mal 18 eh 
Vorlage an eine beſondere Commiffton von 2¹ Mf 
gliedern. 

Derſelben Commiſſton werben ferner he De 
batte überwieſen die Geſetzentwürfe 

II. betreffend die lebergangsbeſtimmungen zur 
deutſchen Ctvilprozeßordnung und dentſchen ef 
piogeordnung, 

III. betreffend die 3 wangsvollſtreckung gegen 
Beneftzialerben und das Aufgebot der Nachlaß⸗ 
Ae im Geltungsbereich des Augemeinen Land⸗ 

rechts und 

IV. der Entwurf eines Geſetzes zur Ausfüg- 
rung einer Concursordnung. 

Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 

Schluß 12 Uhr. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 

Tagesordnung. Fünf kleinere Geſetzentwürfe, 
darunter die beiden Eiſenbahnvorlag en. i 


Denutſchland. 


Berlin, 22. November. Der Bundesrath 
hat in ſeiner geſtrigen Sitzung die Vorlage des 
Reichskanzlers bezüglich der Reviſion des Zolltarifs 
an die Ausſchüſſe für Zoll⸗ und Steuerweſen und 
für Handel und Verkehr überwieſen. Dieſe werden 
ſich zunächſt darüber zu äußern haben, welchen Um⸗ 
fang die Wirkſamkeit der zu ernennenden Kommiſ⸗ 
ſton annehmen ſoll. Die Kategorien für die Zu⸗ 
ſenzenſekeßg der Kommiſſton find in dem Safe wi 


zuberetten. er er 75 
Alle Mien in Bezug auf 


tutrung des Reichsſchatzamts werden mir ſowohl in 


Betreff der ſachlichen als der perſönlichen Angaben 
als unzutreffend bezeichnet. Es iſt dahin nament⸗ 
lich auch die Angabe der „Weſer⸗Zeitung“ zu zäh⸗ 
len, welche zu melden weiß, daß das Reichsſchatz⸗ 
amt am 1. Januar unter der Direktion des Geh. 
Raths Michaelis in's Leben treten werde. 

Die früher für Ende November in Ausſicht 
genommene Sitzung der techniſcken Kommiſſion für 
Seeſchifffahrt wird nach der jetzt getroffenen Anord⸗ 


nung am 2. Dezember zu Berlin unter Vorſitz des 


Geh. Ober⸗Regierungsraths Dr. Röſing im Reichs⸗ 
kanzleramte abgehalten werden. Auf der Tagesord⸗ 
nung ſteht außer den früher namhaft gemachten 
Vorlagen die in der geſtrigen Sitzung des Bun des⸗ 
rathes der Kommiſſton zugewieſene internationale 
Regelung der Havarie grosse. 

Die deutſche Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
Verwaltung befist bekanntlich ein ausgebreitetes Netz 
unterirdiſcher Telegraphenlinten, welches ſich von 
Berlin längs der vorhandenen Kunſtſtraßen bis 
Straßburg im Elſaß und andererſeits über Ham⸗ 
burg bis Kiel erſtreckt. Es liegt in der Abſicht, 
mit dem weiteren Ausbau dieſes Netzes vorzugehen, 
um damit eine geſicherte telegraphiſche Verbindung 
des Centralpunktes des deutſchen Reichs mit allen 
wichtigen Handelsplätzen, ſowie mit den größeren 
Feſtungen deſſelben herzuſtellen. Bei der Koſtſpie⸗ 
ligkeit unterirdiſcher Telegraphen⸗Anlagen iſt es für 
die Reichs⸗Telegraphen⸗Verwaltung von hohem Werth, 


des Schutzes dieſer Anlagen Seitens der Staats- 


und Gemeinde⸗Behörden verſichert zu ſein. Dem 
Wunſche des General⸗Poſtmeiſters entſprechend, ha⸗ 
ben die Miniſter des Innern und des Handels die 
Provinzlal⸗Behörden veranlaßt, die Aufmerkſamkeit 
der Chauſſeebau⸗, Waſſerbau⸗ und Gemeinde⸗Ver⸗ 
waltungen auf die innerhalb ihrer Gebiete vorhande⸗ 
nen unterirdiſchen Verbindungen hinzulenken und 
dieſelben anzuregen, etwaigen Beſchädigungen ſolcher 
Verbindungen entgegenzutreten. 

Die Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft hatte mittelſt Urkunde vom 23. Oktober 
1872 die Konzeſſton zur Anlage einer Eiſenbahn 
von Magdeburg reſp. von Dodendorf nach Erfurt 
erhalten, desgleichen zur Anlage einer Zweigbahn 
nach Hadmersleben. Die erwähnte Eiſenbahn⸗Ge⸗ 
ſellſchaft hat jetzt darauf angetragen, mit Rückſicht 
auf den inzwiſchen von ihr vollzogenen Ankauf der 
Magdeburg⸗Leipziger Bahn ſie vom Bau der Strecke 
von Dodendorf nach Staßfurt und nach Hadmers⸗ 
leben zu entbinden und ihr ſtart deſſen die Geneh⸗ 


Kabulfluſſes. 
Verſtändigung iſt kaum zu zweifeln, denn die eng⸗ 
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eee 1878. 


em [ufers nach Staßfurt nebſt einer Zweigbahn von 
a Edgersleben nach Wolmirsleben zu ertheilen. 


Durch 
le, Konzeſſions⸗Urkunde vom 1. November 
I. tft dieſen Anträgen Folge gegeben. Die Ge⸗ 


e iſt verpflichtet, die Bahnſtrecken von Blu⸗ 


menberg nach Staßfurt und von Sangershauſen 
nach Erfurt bis zum 1. Dezember 1880 betriebs⸗ 
fähig herzustellen. 

Innerhalb der betreffenden Verwaltungskreiſe iſt 
neuerdings die Frage erwogen worden, ob ſich im 
Allgemeinen die Anſtellung von Amtsſekretären em⸗ 
pfehle, welche mit ihrer Beſtätigung und Vereidi⸗ 
gung den Charakter öffentlicher Beamten erhalten 
würden. Die bezüglichen Erörterungen haben zu der 
übereinſtimmenden Auffaſſung geführt, daß zu einer 
ſolchen Maßregel, abgeſehen von ſehr wenig zahl⸗ 
reichen Ausnahmefällen, ein praktiſches Bedürfniß 
nicht gefunden worden ji. Die Anſtellung ſolcher 
Amtsſekretäre würde zu einer beträchtlichen Vermeh⸗ 
rung der Amtskoſten führen und birgt die Gefahr 
in ſich, in dem Amtsvorſteher das Gefühl der per⸗ 
ſönlichen Verantwortlichkeit und das Intereſſe für 
die Verhältniſſe des Amtsverbandes abzuſchwächen. 
Auch möchte der Abſicht des Geſetzes zuwider an 
die Stelle der perſönlichen und unmittelbaren Ver⸗ 
waltung durch die Amtsvorfteher in manchen Fällen 
die Thätigkeit untergeordneter Buregubeamten als 
Folge einer ſolchen Einrichtung treten. Andererſeits 
dürfte an dem Grundſatze feſtzuhalten fein, daß die 
Zahl der mit der öffentlichen Beamtenqualität aus⸗ 
geſtatteten Perſonen auf das nothwendigſte Maß zu 
beſchränken tft. Es wird daher von einer allgemei- 
nen Anſtellung von Amtsſekretären entſchieden Ab⸗ 
ſtand genommen. Wo beſondere Verhältniſſe eine 
ſolche Maßnahme unerläßlich machen, ſoll ſtreng dar⸗ 


"lauf gehalten werden, daß die Thätigkelt der Amts 
Iſekretäre IS auf den 8 und „Regityatucbieuft 


Berlin, 22. Wende 
ſchen Handel ſchreibt man der „N. Z.“: 
Wenn ſich von irgend einem Kriege je das 


Ende nicht abſehen ließ, ſo iſt das bei dem jetzt 
ausgebrochenen engliſch⸗afghaniſchen der Fall Zwar 
den engliſchen Einbruch in ſein Hochland wird der 
Emir, wie man wenigſtens in ruſſiſchen Kreiſen an⸗ 


nimmt, nicht lange aufhalten können, aber die 
Schwierigkeiten, die militäriſchen und diplomattſchen, 
beginnen erſt, wenn die Engländer in Djellalabad 
und Kabul ſtehen. Man muß ſich immer gegen- 
wärtig halten, daß die Orientfrage nichts anderes 
iſt als die Frage des Preſtiges Englands und Ruß⸗ 
lands. Daß letzteres ſich vorläufig nicht in den 
Krieg miſcht, darf man als feſtſtehend betrachten, 
aber das Eine iſt ebenſo gewiß — der Verlauf der 
Ereigniſſe wird es vollinhaltlich beſtätigen —, daß 
England die angekündigte „ſclentifiſche Grenzberich⸗ 
tigung“ am Hindukuſch nur in Verſtändigung mit 
Rußland wird vornehmen können. 

Man kann, nachdem die Würfel gefallen ſind, 
es nun ohne Anſtand ſagen, daß die Dinge beim 
Vertrag von St. Stefano ſich in Mittelaſien ver⸗ 
muthlich wiederholen werden, und daß die Rollen 
diesmal vertauſcht find; es wird England nicht er- 
laubt werden, das Khanat von der Landkarte zu 
ſtreichen oder irgend eine Pofltion zu behalten, welche 
die Päſſe nach Balkh beherrſcht. Vermuthlich wird 
die engliſche Regierung hierauf auch nicht beſtehen, 
es iſt aber nicht wahrſcheinlich, daß ſich die ruſſiſche 
Politik von den Eventualitäten überraſchen läßt. 
Man kann daher annehmen, daß die Attrekkolonne 
unter Lomakin, bei der auch perſiſche Abtheilungen 
ſtehen, ihren Marſch beſchleunigt, um an den Mur- 
ghab zu gelangen, während die ehemalige Dſcham⸗ 
kolonne, von der noch ein Theil in Samarkand 
ſteht, ihre Aufgabe wieder aufnimmt. Beide Korps 
find nicht ſtark, aber die eniſcheidenden Dinge wer⸗ 


den in Mittelaſſen der Natur der Sache und des 


Landes nach mit verhältnißmäßig geringen europäiſch 
gedrillten Streitkräften geleiſtet werden und im 
Uebrigen handeit es ſich für jetzt um nicht mehr als 
um eine Beobachtung der Ereigniſſe im Thale des 
Und wie geſagt, an einer friedlichen 


liſchen und ruſſiſchen Intereſſen begegnen ſich auf ſo 
vielen Punkten, daß nur eine abenteuerliche Politik 
einen Konflikt provoziren möchte. 

Die Ereigniſſe auf der Balkanhalbinſel treten 
für die nächſte Zeit in die zweite Linie. Man 
weiß, wie es ſcheint, in Lwadia ſehr gut, daß das 


migung zum Bau und Betrieb einer Bahn von eagliſche Kabinet den Winterfeldzug trotz aller Be⸗ 


Blumenberg über an längs des rechten Bode⸗ 


denken noch beſchloſſen hat, weil es darauf rechnete, 


1 den afghani⸗ 


bis im Frühjahr, wo die Dinge in Rumelien liquid 
werden, eine Entſcheidung herbeizuführen. Die Er- 


wartung mag in Erfüllung gehen oder auch nicht, 
letzteres ſicherlich, wenn die Verhältniſſe ſich ver⸗ 


wickeln ſollten und eine definitive Grenze zwiſchen 
dem engliſchen und ruſſſchen Mittelaſien nicht zu 
Stande kommt. 

— In Wiesbaden iſt, laut Mittheilung der 
„Nordd. Allg. Ztg.“, am 21. d. ein Dank⸗Tele⸗ 
gramm des Königs Humbert von Italien als Ant- 
wort auf das Beglückwünſchungstelegramm Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Kaiſers anläßlich der glücklichen Errettung 
aus ſchwerer Gefahr, eingegangen, welches in den 
wärmſten Ausdrücken den Dank des jungen Königs 
von Italien für die bewieſene Theilnahme des deut⸗ 
ſchen Kaiſers ausſprechen ſoll. 

— Wie aus London gemeldet wird, will die 


engliſche Regierung eine Nach⸗Konferenz erſt dann 


zugeben, wenn die Ruſſen die Balkan⸗Halbinſel ge⸗ 
räumt haben. Gleichzeitig verlautet, England for⸗ 
dere von Rußland die offizielle Zucückberufung der 
im Heere des Emirs von Afghaniſtan dienenden ruſ⸗ 
ſiſchen Offiziere und Soldaten. 

— Ein oft geäußerter Wunſch der hiſtoriſchen 
und diplomatiſchen Wiſſenſchaft richtete ſich auf Ver⸗ 
öffentlichung deutſcher Kaiſer⸗Urkunden. Wie man 
hört, wird dieſem Verlangen durch die preußiſche 
Archiv⸗Verwaltung in großem Umfange entſprochen 
werden. Es ſoll die Herausgabe von Photographien 
400 ſolcher Kaiſer⸗Urkunden aus dem 8. bis zum 
16. Jahrhundert hin erfolgen. Das Unternehmen, 
welches 80,000 Mark Koſten verurſacht, wird von 
dem Direktor der Staatsarchive, Profeſſor v. Sybel, 
mit anderen namhaften Gelehrten geleitet und ſoll 
zunächſt den Univerſitätsbibllotheken ꝛc. zu Statten 
kommen. 

— Die „Germ.“ hält es für nothwendig, jeht 


ein lautes Wort über die Stellung der Centrumo⸗ 


partei und über ihre zukünftige parlamentariſche Taktik 
zu ſprechen. Sie ſagt: 

„Das Centrum ſteht den Verhandlungen — 
wenn wir die Beziehungen des helligen Stuhles zu 
der preußiſchen Regierung jo nennen wollen — voll⸗ 
ſtändig unabhängig gegenüber; es iſt ebenſo wenig 
im Stande, ſie zu fördern, wie ſie zu verzögern; 
weder der apoſtoliſche Stuhl noch die preußiſche Re⸗ 
gierung wird das Centrum über den etwaigen Ver⸗ 
lauf derſelben benachrichtigen noch über die Schwie⸗ 
rigkeiten zu Rathe ziehen. Andererſeits hat ſich die 
Lage im Lande, deſſen Intereſſen das Centrum zu 
vertreten hat, in keiner Weiſe zum Beſſeren gewen⸗ 
det. Die Offiztöſen reden von Frieden, und die 
„Kampfesgeſetze“ werden mit derſelben Schärfe aus⸗ 
geführt, wie vordem; man ſtellt den Frieden in nahe 
Ausſicht und ſchürt den Kampf mit den verwerf⸗ 
lichſten Mitteln, die wir in jüngſter Zeit wiederholt 
kennzeichnen mußten. Unter dieſen Verhältniſſen 
würde die Centrumsfraktion ihre Pflichten gegen ihre 
Wähler und gegen das ganze Land ſchwer verletzen, 
wenn ſie nicht ebenſo wie früher den berechtigten 
Klagen Ausdruck geben, Abhilfe für die von vielen 
Seiten einlaufenden Beſchwerden verlangen und die 
Forderung auf eine völlige Aenderung der bisherigen 
Kirchenpolitik nachdrücklich erheben würde. Die 
Centrumsfraktion darf überzeugt ſein, daß ſie ſich 
der vollkommenſten Zuſtimmung der Wählerſchaft 
erfreut, wenn ſie unerſchrocken und muthig, wie bis⸗ 
her, ihre Grundſätze auf allen Gebieten des öffent⸗ 
lichen Lebens vertheidigt. Die zahlreichen Adreſſen 
und die Reſolutionen großer Verſammlungen bekun⸗ 
den dieſe Einmüthigkeit zwiſchen Wählern und Ge⸗ 
wählten und bilden für das Centrum eine Genug⸗ 
thuung für die Verleumdungen der Offiziöſen und 
zugleich auch eine Ermunterung, auszuharren in 
dem Kampfe, deſſen Ende wir ſehnlichſt herbei⸗ 
wünſchen.“ 

Wenn man dieſe Auslaſſung aufmerkſam lieſt, 
ſo begegnet man in ihr kaum jener kampfesmüden 
Stimmung, welche die „Prov.⸗Korreſp.“ neulich 
mit ſo viel Genugthuung konſtatiren zu können 
glaubte. Es ſcheint, daß mit der Ankunft Windt⸗ 
horſt's in Berlin ein anderer Wind durch die ultra⸗ 
montanen Blätter weht. 


Ausland. 
Wien, 21. November. Die Beziehungen zwi⸗ 


ſchen Rußland und Rumänien treten wieder in den 


Vordergrund. Aus nahmsweiſe hat man über den 
Aufenthalt und diplomatiſchen Erfolg Graf Schu⸗ 
walow's in Wien bisher noch ſehr wenig erfahren. 
Im Ganzen hat es den Auſchein, als könne der 
Botſchafter nicht ganz befriedigt von feinen: Arbeiten 


m 


b Bi ſtellen. 


fein, da bei aller Liebenswürbigfeit im äußeren Ent- 
gegenkommen die berufenen Organe nichts von dem 
üblichen „Alles in beſter Ordnung“ oder dergl. zu 
ſagen wußten, was darauf hätte hindeuten können, 
daß wenigſtens in der allgemeinen Frage im Prin⸗ 
zip, wie man heute ſagt, eine Uebereinſtimmung her⸗ 
geſtellt wäre. Indeſſen, Graf Schuwalow iſt nicht 


ganz der Alltagsdiplomat und man thäte beſſer, auff 


Alltagsargumente ſich ihm gegenüber nicht zu ſtützen. 
Wir machen darauf aufmerkſam, daß unſere Spezial ⸗ 
berichterſtatter in Wien mehrmals ungünſtige Mel- 
dungen über die Miſſion Schuwalows uns ſandten 


und daß auch von anderer Seite Aehnliches verlautet. 


So ſchreibt heute „P. Ll.“: 5 


Rußlands Beſtrebungen darauf gerichtet ſind, die 
Zeitdauer der Okkupation über den vertragsmäßig 
ſeſtgeſetzten Termin auszudehnen. Es wird uns 
verſichert, daß Graf Andraſſy an ſolchen Verhand⸗ 
lungen abſolut keinen Theil hat, und es wird hin⸗ 
zugefügt, daß der gemeinſame Minifter des Aus⸗ 
wärtigen mit einem derartigen Schritte ſein eigenes 
Programm, das ja „die allſeitige und konſequente 
Durchführung des Berliner Vertrages“ proklamirt 
hat, arg kompromittiren würde. Nach einer anderen 
uns auf dem Umwege über Paris zugekommenen 
Nachricht wollte Rußland ſich um jeden Preis eine 


Etappenſtraße durch die Dobrudſcha zur bequemen 


militäriſchen Verbindung Rußlands mit Bulgarien 
ſichern. Wir glauben zu wiſſen, daß die Verhand- 
lungen über dieſes Thema einen Hauptpunkt der 
Dtskuſſtonen gebildet haben, die Graf Schuwalow 
in Budapeſt mit dem Leiter unſerer auswärtigen 
Politik gepflogen hat, und wir erachten es als ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß Graf Andraſſy feine Vertrags ⸗ 
treue in dieſem Punkte damit bethätigte, daß er das 
ruſſiſche Anſinnen höflich, aber entſchieden zurüdge- 
wieſen hat.“ f N 

Daß die Etappenſtraße auf der Tagesordnung 
war, konnte man auch aus der Haltung Rumäniens 
bemerken, welche eine ſolche war, daß das wenigſtens 
ſonderbare Gerücht ſich verbreiten konnte, als wolle 
Rumänien einen Schutzbund mit der Pforte gegen 
Rußland abſchließen. Eine rumäniſche Schutzbund⸗ 
politik fände es leichter, Oeſterreich zu erreichen, als 
die Pforte, und gerade in Betreff Rumäniens iſt 
die Eiferſucht in Oeſterreich leicht rege. 

Der „W. Abend⸗P.“ wird andererſeits aus 
Petersburg vom 11. d. Mis. geſchrieben, es ſeien 
eigentlich nur lokale Verhältniſſe zu ordnen, „na⸗ 
mentlich die den Berliner Abmachungen entſprechen⸗ 
den Grenzen Montenegros und Griechenlands und 
die Unterdrückung der Unruhen in Rumelien, durch 
welche ſowohl Chriſten wie Mohamedaner zu leiden 
haben.“ 

An ſolchen lokalen Unordnungen mangelt es 
allerdings auf der Balkanhalbinſel keineswegs. Die 
„P. K.“ bringt täglich Berichte, welche von größerer 
oder geringerer Feuergefährlichkeit die Dinge dar⸗ 
Es mag ein gewiſſer Zuſammenhang zwi⸗ 


ſchen dieſen Berichten des offiztöſen Organs und 


Kine 


waren die bonapartiſtiſchen Deputirten Blin de 


e 


dem Wunſch der Regierung nach Bewilligung des 
außerordentlichen Kredits für die Okkupation be⸗ 
ſtehen; allein im Ganzen darf man auch nicht zu 
ſehr auf dieſe Kombination vertrauen, ſondern 
wird wohl thun, die gefährliche Unterwühlung 
des Bodens jenſeits des Balkaus als fortſchreitend 
ſich vorzuſtellen und nicht den Frieden als zurück⸗ 
kehrend. 

Paris, 21. November. Die Nachrichten von 
dem heute ſtattgehabten Duell zwiſchen de Fourtou 
und Gambetta haben erſichtlich im Publikum mehr 
Neugierde als wirkliche Senſation erregt, da man 
ziemlich allgemein die Anſicht ausſprechen hört, daß 
ein ſolches Piſtolenduell nicht ernſthaft zu nehmen 
ſei, zumal ſich jeder der beiden Gegner gewiß ge⸗ 
hütet haben werde, zu treffen. Allerdings hatten 
die Duellanten überflüſſigerweiſe zwei Aerzte mitge⸗ 
nommen. Die Zeugen Gambetta's waren Allain 
Targé und Clémenceau, die Zeugen de Fourtou's 


Bourdin und Robert Mitchell. Durch das Loos 
beſtimmt, hatte Clémenceau die Diſtanz zu meſſen 
und die Piſtolen zu laden. Nach erfolgtem Kugel ⸗ 
wechſel reichten ſich die Zeugen die Hände, während 
Gambetta und de Fourton den Hut lüfteten. Als 
Gambetta in der Deputirtenkammer erſchien, wurde 
er von ſeinen Parteigenoſſen umringt und beglück⸗ 
wünſcht. 


0 Propinzielles. 

Stettin, 23. November. Das preußiſche Ge⸗ 
ſetz wegen Abwehr und Unterdrückung von Bieh- 
ſeuchen vom Juni 1875 verlangt eine Zählung des 
Pferde- und Rindviehbeſtandes. Von jedem Haupt 
ſoll eine verſchwindend kleine Abgabe erhoben wer⸗ 
den, deren Betrag aber erſt erhoben wird, wenn die 
Verzeichniſſe vollſtändig angefertigt find. Als Zäh⸗ 
lungstag iſt der 3. Dezember beſtimmt. 

— Auf dem am 20. d. Mts. unter Vorſitz 


ihres Seniors, des Mafors a. D. Rudolph von 


Lepel hierſelbſt, abgehaltenen Familientage des 
v. Lepel'ſchen Geſchlechts wurde der Oberſt- Lieutenant 
und Kommandeur des altmärkiſchen MUlanen-Regi- 
ments Nr. 16, Oscar v. Lepel, als Mitglied in 


den Familienrath gewählt. 


— Dem Fleiſchermeiſter Burwitz in Gra⸗ 
bow iſt am Montag Abend zwiſchen 6 und 7 Uhr 
die Ladenkaſſe geſtohlen, indem ſich der Dub vom 
Hausflure aus eingeſchlichen hat. Demſelben Herrn 
wurden in der Nacht vom Donnerſtag zum Freitag 
mehrere Stücke Fleiſch im Werthe von 36 Mark 

gewaltsam aus dem Keller geſtohlen. 

Greifswald, 21. November. Anu unſerer 
Hochſchule beträgt die Zahl der Studirenden im 
Winterſemeſter 1878 — 79 503, und zwar: 1) bei 
der medtziniſchen Fakultät 223, 2) bei der philsſo⸗ 

Fhiſchen Fakultät 149, 3) bei der juriſtiſchen Fakultät 


81, 4) bei der theologiſchen Fakultät 49. Außer⸗ 


dem ſind zum Hören von Vorleſungen berechtigt 
6 Perſonen, jo daß die Geſammtſumme der an 
den Vorleſungen Theilnehmenden 509 beträgt. 
Im Sommer ⸗Semeſter 1878 betrug dieſe Summe 


530. 


Vermiſchtes. 


— Aus London wird uns geſchrieben: Der 


junge Spanier Garcia, welcher am 16. Juli d. J. 


in Llangibby — ſozuſagen zum Zeitvertreib — eine 
ganze Familie, d. h. Vater, Mutter und drei Kin⸗ 
der, umgebracht, und, um alle Spuren feines Ber- de 
55 I brechens zu verwiſchen, das von derſelben bewohnte 
„Alle Anzeichen ſprechen wohl dafür, daß 


Haus in Brand geſteckt hatte, iſt am Montag in 
Uſh gehenkt worden Die Bemühungen des ſpa⸗ 
niſchen Conſuls und eines katholiſchen Geiſtlichen, 


den Verbrecher zu einem reumüthigen Bekenntniß 
ſeiner Schuld zu bewegen, blieben erfolglos; er 
beharrte bis zum letzten Augenblick auf ſeiner Un⸗ 
Das Publikum nahm in dieſem Falle ent⸗ 
„ Als der 
Henker, Mr. Marwood, ſein Werk gethan hatte, 
wurde er von einer ungeheuren Menſchenmenge bis 
zum Bahnhofe von Uſh begleitet, woſelbſt er im 
Reſtaurationslokal des Staatsgebäudes eine Art 
Man ſchüttelte ſich die Hände, hielt 


ſchuld. 
ſchieden Partei gegen den Verbrecher. 


Lever abhielt. 
Reden und beglückwünſchte den Henker zu der Ge⸗ 
ſchicklichkeit, mit welcher er ſeine Arbeit vollbracht 
hatte. Ein Redner verſicherte ihn, daß die Anwe⸗ 
ſenden ſtolz auf ihn ſelen. Mr. Marwood dankte 
gerührt, indem er bemerkte, daß ihm nie zuvor ein 
jolch herzgewinnender Empfang zu Theil geworden 
ſei und ſprach ſchließlich die Hoffnung aus, daß ihn 
ein freundliches Geſchick recht bald wieder in die 
Nachbarſchaft führen möge. (Ungeheurer Jubel.) 
Kann man wohl an eine derartige Rohheit glauben ? 

— (Ein Kompagniegeſchäft.) Der in Peſt erſchei⸗ 
nende „Fövaroſt Lapok“ berichtet über folgenden 
raffinirten Gaunerſtreich: In einem vornehmen Re⸗ 
ſtaurant dinirt ein modiſch gekleideter junger Mann. 
Er hat das Mahl verzehrt und ruft den Zahlkell⸗ 
ner. Dieſer erſcheint, der Gaſt nimmt aus einer 
eleganten Brieftaſche einen funkelnagelneuen Zehner, 
auf den er 8 fl. 30 kr. zurückerhält, der Zahlkell⸗ 
ner zündete dann höflich die Regalia Flor des ele⸗ 
ganten jungen Mannes an und entfernt ſich zu 
einem anderen Tiſch. Kaum hat der Dandy ſeine 
Cigarre bis zur Hälfte geraucht, als er heftig an 
das Glas, an die Flaſche klopft: „Schicket doch den 
Zahlkellner her: er hat ſich beim Rechnen geirrt“ 
Der Kellner eilt herbei und der Gaſt ſchnauzt ihn 
an: „Sie haben mir nicht richtig zurückgegeben; 
ich hab' Ihnen einen Hunderter gegeben, keinen 
Zehner.“ — „Bitte, das iſt unmöglich, ich erin⸗ 
nere mich genau, daß es ein Zehner war. Bitte 
nachzuſehen.“ — Der junge Mann nimmt die 
Börſe hervor und zählt nach: „Ich habe Recht. 
Geben Sie mir noch neunzig Gulden.“ — „Aber 


ich bitte, Sie irren. In meiner Brieftaſche it nur 


ein einziger Hunderter, den ich vorhin einem ju 5 
Mann wechſelte.“ — „Das iſt mein Hunderter. 
Warten Sie, ich werde Sie gleich gefangen haben. 


Ich erinnere mich, daß ich auf die Note eine Zahl ge⸗ 
ſchrieben habe, die Zahl 346185. Sehen Sie doch 
nach, fie wird darauf ſein: 346185.“ — Auf der 
Note ſtand in der That dieſe Ziffer. Der Kellner 
bittet um Verzeihung und giebt noch neunzig Gul⸗ 
den zurück. Der junge Herr ſagt: „Ein anderes 
Mal paſſen Sie beſſer auf“, macht noch einige be⸗ 
hagliche Züge, nimmt ſeinen Ueberzieher und geht. 
Der Kellner flieht ihm betroffen nach, die Geſchichte 
will ihm nicht in den Kopf. Und fie hat doch eine 
ſehr einfache Löſung. Der junge Mann, dem der 
Kellner wirklich die Note gewechſelt hatte, war ein 
Spießgeſelle des zweiten und hatte im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit dieſem die Zahl 346185 auf die Note 
geſchrieben. Es iſt möglich, daß die beiden In⸗ 
duſtrieritter den Streich noch wiederholen. 

— Der neueſte Senſations⸗Prozeß in Peters⸗ 
burg, der gegen die Franzöſin Marguerite Joujean 
wegen Vergiftung des 16 ½ jährigen Sohnes des 
Gendarm⸗Oberſten Posnanski dauert fort. Die 
Joujean war eine Art Hausfreundin der Familie 
Posnanski, wo ſie zugleich unterrichtete und die 
Anklageſchrift behauptet, daß die 38jährige Franzö⸗ 
fin zu dem 16 ¼ jährigen Sekundaner ſehr zärtliche 
Beziehungen unterhalten hatte. In der Anklage⸗ 
ſchrift iſt u. A. geſagt, daß in Gegenwart der El 


tern die Beiden ſich häufig küßten und daß der 


Oberſt Posnanski von dem jungen Nikolai zur Jou⸗ 
jean als von „ihrem Kolja“ ſprach. Am Oſter⸗ 
tage dieſes Jahres erkrankte der junge Nikolal plötz⸗ 
lich und zwar an den Röͤtheln. Die Joujean war 
ſehr geſchäftig, ſowohl im Hauſe Posnanski, als 
auch außerhalb deſſelben, allen Freunden und Be⸗ 
kannten zu erzählen, die Rötheln ſeien, wie fie wiſſe, 
eine ſehr gefährliche, oft auch tödtliche Krankheit. 
Es ſeien ihr Fälle bekannt, wo Leute ganz plötzlich 
an den Rötheln geſtorben ſeien. Während die 
Mutter des kranken jungen Mannes ſich zu einer 
Geſellſchaft in einen Klub begeben hatte, hielt ſich 
die Joujean allein am Bette des kranken jungen 
Mannes auf. Sie verließ dann das Haus, am 
anderen Morgen fand man den jungen Nikolai tobt 
in ſeinem Bette. Sie war die Letzte, die bei ihm 
geweſen war. Der Arzt, der die Leiche beſichtigte, 
bemerkte eine weiße Flüſſigkeit, die er für Morphium 
hielt. Die Leiche wurde ſecirt und bei dieſer Ge⸗ 
legenheit wurde eine Morphium⸗Vergiftung konſta⸗ 
tirt. Zugleich war bei dem Chef der Polizei, da⸗ 
mals noch dem General-Adiutanten Trepow, ein 
Brief in franzöſiſcher Sprache eingegangen, deſſen 
Handſchrift man als die der Joujean erkannte und 
in dem der Verdacht ausgedrückt war, der Oberſt 
Posnanski ſelbſt ſei der Mörder ſeines Sohnes ge⸗ 
weſen. Der junge Mann ſeinerſeits habe bereits 


drei Liebſchaften gehabt, zuletzt eine mit einer Stu⸗ 


dentin, einer „Nibiliſtin der zußerſten Richtung.“ 
Jetzt äußerte die Familie Posnanski ihren Verdacht 
gegen den Polizeihauptmann Trepow, der die Sache 
perſönlich in die Hand nahm und die Joujean wurde 
verhaftet. Die erſten Zeugen, die vernommen wur⸗ 
den, ſind der Vater und die Mutter des Todten, 
die indeß weſentlich Neues nicht ausſagen, ſondern 


nur den Hergang genau erzählten. — Ein Theil 


des Prozeſſes wird bei verſchloſſenen Thüren verhan⸗ 
delt, beſonders gilt dies von gewiſſen Unterſuchun⸗ 
gen, die mit der Jouſean vorgenommen find, von 
der Ausſage einer Wärterin und einzelner Bedienter 
des Posnanskiſchen Hauſes. 

E Ueber ein Stückchen, wie man in Ruß⸗ 
land volitiſche Verbrecher zu befreien ſucht, berichtet 
die „Virſh. Wed“ Folgendes: Zu einem unterge⸗ 
ordneten Kanzleibeamten des Charkow'ſchen Polizei⸗ 
Bureaus kam eine unbekannte Perſönlichkeit und bot 
demſelben 500 Rubel, wenn er behülflich ſein würde, 
auf Grund eines angeblich vom Chef der Gendar⸗ 
merie, dem General Kowalinſkij, unterzeichneten Pa⸗ 
piers den Arreſtanten Fomin befimmten, als Gen⸗ 
darmen verkleideten Perſonen auszuliefern. Der 
Kanzleibeamte ging auf dieſen Vorſchlag ein und 
erhielt als Handgeld fünf Hälften von Hundert⸗ 
Rubelſcheinen. Die anderen Hälften ſollte er be⸗ 
kommen, wenn das Vorhaben ausgeführt ſein werde. 
An dem beſtimmten Tage erſchienen denn auch vor 
dem Gefängniß in einer Equipage vier Pſeudo Gen⸗ 
darmen. Drei derſelben begaben ſich in das Bu⸗ 
reau des Gefängniſſes und wieſen ein vom Gene⸗ 
ral Kowalinſkij ausgefteltes Papier vor, nach wel⸗ 
chem ihnen der Arreſtant Fomin ausgeliefert werden 
jolte. Das Papier wurde geprüft, für genügend 
befunden, und eben ſollte Somin den Pſeudo⸗Gen⸗ 
darmen übergeben werden, als plötzlich andere, eben⸗ 
falls vom General Kowalinſkij abgeſchickte Gendar⸗ 
men erſchienen, welche gleichfalls die Auslieferung 
des Arreſtanten Fomin verlangten. Der Gefängniß⸗ 
Inspektor war in großer Verlegenheit und befabl 
einfach, die erſchtenenen Gendarmen zu verhaften. 
Die Sache klärte ſich natürlich ſeyr bald auf; nur 
waren die Pſeudo⸗Gendarmen keine Bekannten von 
Jomin, ſondern einfache Landſtreicher, welche von den 
Freunden des Verhafteten für Geld für dieſe My⸗ 
ſtifikation gewonnen waren. 

— Um was man nicht den Kaiſer Alles bit⸗ 
tet!) Von Breslau aus iſt dieſer Tage ein Bitt⸗ 
geſuch hierher an das kaiſerliche Kabinet abgegangen, 
das wie folgt lautet: „Majeſtät, ſenden Sie ein 
paar Zeilen an meinen Robert, daß er mich heira⸗ 
then ſoll und dann ſo lange er lebt Arbeit auf 
dem Bahnhofe hat, und wenn er mich nicht heira⸗ 
then thut, gleich arbeitslos ſein ſoll. Aber bitte, 
ſenden Sie bis zum nächſten Sonnabend, daß er 
am Sonntag wieder mit mir ſprechen thut... 
Und wenn Majeſtät nicht an „ihren Robert“ ſchrei⸗ 
ben werde, dann erklärt die Bittſtellerin, werde ſie 
ganz gewiß in die Oder ſpringen. 


ſchen Syſtem konſtruirtes Feldbett angenommen und 
gleichzeitig befohlen, daß mit derartigen, jedoch aus 
Segelleinwand und Buchenholz gefertigten Bettſtellen, 
welche ſich durch ihre einfache und höchſt praktiſche 
Konſtruktion auszeichnen, auf die Dauer von ſechs 
Wochen in einem Militärlazareth Verſuche angeſtellt 
werden ſollten, um feſtzuſtellen, ob dieſe Erfindung 
auch für das Feldſanttätsweſen verwerthet werden 
kann. N 


Literariſches. 

Die Steuer- und Wirihſchaftsreformer werden 
ihre nächſte Verſammlung kurz nach dem Wiederzu⸗ 
ſammentritt des deutſchen Reichstages abhalten. Auf 
die Tagesordnung ſollen folgende Gegenſtände ge⸗ 
ſetzt werden: 1) Stellungnahme zu der Erklärung 
der Freien volkswirthſchaftlichen Vereinigung des 
Reichstage; 2) wie kann der ſozialdemokratiſchen 
Bewegung (außer durch das Soztaliſtengeſetz) ein 
Ziel geſetzt werden? 3) die Hau dwerkerfrage. 
Weitere zu beſprechende Themata auszuwählen, iſt 
dem Präſidium überlaſſen. Näheres über die Zeit 
und das Lokal, in welchem die Generalverſammlung 
ſtattfinden wird, wird ſ. 3. belannt gegeben werden. 


Viehmarkt. 

Berlin, 22. November. Es fanden zum Ber- 
kauf: 328 Rinder, 768 Schweine, 656 Kälber, 
155 Hammel. 

Da an den Freitagsmärkten für den Export 
jelten oder nie gekauft wird, der lokale Bedarf aber, 
abgeſehen von den ſchlechten Zeitverhältniſſen auch, 
wie ſchon im vorigen Bericht erwähnt, durch maſſen⸗ 
hafte Einführung von Gänſen, Wild und auswärts 
geſchlachtetem Vieh auf's Aeußerſte beſchränkt iſt, 
verlief das heutige Geſchäft faſt leblos. 

Von Rindern, Schweinen und Hammeln wur⸗ 
den nur einzelne Stücken ſo verſchiedener Qualität 
verkauft, daß ſich maßgebende Peeiſe nicht angeben 
laſſen; zu konſtatiren iſt nur, daß die Höhe des 
verfloſſenen Montages nicht einmal ganz erreicht 
wurde. 

Kälber wurden trotz des nicht ſtarken Auftrie- 
bes nur ſehr langſam geräumt und erhielten mit 
Mühe je nach Qualität 30—55 Pf. pro 1 Pfr. 
Schlachtgewicht. 

Telegraphiſche Depeſchen. 

Wiesbaden, 22. November. Der Kaiſer be⸗ 
findet ſich fortgeſetzt im beſten Wohlſein und hat 
heute Mittag einer Matinée bei dem Rö gierungs⸗ 
präfidenten von Wurmb beigewohnt. 

Wien, 22. November. Die „Preſſe“ erfährt, 
daß die Nachricht, Graf Andraſſy werde am Mon- 
tag in dem Ausſchuſſe der Oeſterreichiſchen Delegation 
ein Expoſs über die auswärtige Politik der Regie⸗ 
rung geben, ſich nicht beſtätige. Graf Andraſſy 
habe vielmehr erklärt, daß er die Rechtfertigung 
ſeiner Politik nicht im Ausſchuſſe, ſondern im Ple⸗ 


Der Kronprinz hat von der Firma A. 
chin in Paris ein nach dem patentirten Everick⸗ 


num führen und dem letzteren direkt ſeine 
nungen mittheilen werde. 
Wien, 22. November. Meldungen der „Polt. 
S e ee e 
Aus Konſtantinopel vom 21. d.: Zwiſchen 

der Pforte und Griechenland ſind neue Schwierig. 
keiten entſtanden. Der türkiſche Vorſchlag betreffs 
einer lediglich auf Theſſalten beſchränkten Gebiets. 
abtretung hat in Athen eine ungünſtige Aufnahme 
gefunden, die griechiſche Regierung beharrt vielmehr 
darauf, daß die Verhandlungen auf der Grundlage 
der einſchlägigen Beſtimmungen des Berliner Ber. 
trages geführt werden. Da die Pforte hierzu nicht 
geneigt iſt, wurde die Ernennung der türkiſchen De. 
legation verſchoben. N 

Von Seiten des ruſſiſchen Botſchafters, Fürſten 
Lobanoff, iſt, dem Vernehmen nach, in den letzten 
Tagen nichts mehr geſchehen, um eine Preſſion auf 
die Pforte wegen Vereinbarung eines definitiven 
Friedensvertrages auszuüben. Die letzte Note der 
Pforte in Betreff der bulgariſchen Inſurrektion wurde 
vom Fürſten Lobanoff mit dem Hinweis auf die 
Ausſchreitungen der Muſelmänner gegen die Bul⸗ 
garen beantwortet. Die ruſſtſchen Truppen konzen⸗ 
triren ſich immer enger und haben neuerdings Ka⸗ 
vallerie⸗ und Artillerie⸗Abtheilungen nach Khartredol 
vorgeſchoben. i 

Aus Bukareſt: Aatardjt iſt zum erſten Civil. 
kommiſſar für die Dobru dſcha ernannt worden. Zum 
türkiſchen Geſandten bei der rumäniſchen Regierung 
wurde der eiſte Sekretär der türkiſchen Botſchaft in 
Petersburg, Suleiman Bey, ernannt. 

Aus Skutari: Die Häupter der albaneſſſchen 
Liga haben bei ihrer letzten in Pritzrend abgehalte⸗ 
nen Verſammlung beſchloſſen, in Konſtantinopel die 
Anerkennung der Autonomie Albaniens unter türk- 
ſcher Oberhoheit, die Anſtellung eingeborener Beam⸗ 
ten und den Gebrauch der albaneſiſchen Sprache im 
offiziellen Verkehr zu fordern. a f 

Peſt, 22. November. In der heutigen Sitzung 
der Reichsrathsdelegation beantwortete Graf Andrafiy 
die Interpellation des Delegirtin Grocholski und 
Gen. in folgender Weiſe: Auch die Regierung habe 
Kenntniß davon erhalten, daß Rußland von der 
Türkei den Abſchluß eines definitiven Friedensver⸗ 
trages verlange, und daß der ruſſiſche Botſchafter, 
Fürſt Lobanoff, geäußert habe, Rußland erachte ſich 
zur Räumung des türkiſchen Gebietes erſt 3 Monate 
nach Abſchluß eines zu vereinbarenden definitiven 
Friedens verpflichtet. Die Regierung ſei der An- 
ſicht, daß die Beſtimmungen des Vertrages von 
San Stefano, ſoweit dieſelben nicht durch die Be⸗ 
ſchlüſſe des Berliner Kongreſſes geändert wurden, 
für beide Paciſenten in Kraft bleiben. Ob zur 
Durchführung der Friedens bedingungen eine beſonde e 


Eröff⸗ 


„Konvention erforderlich, ſel eine Frage, die nur 


zwiſchen Rußland und der Türkei beſtehe. Keines⸗ 
falls könne nach Auffaſſung der Regierung die 
Räumung des türkiſchen Gebietes von dem Zuſtande⸗ 
kommen einer neuen Konvention abhängig gemacht 


werden. Die Regierung habe dieſer Anſſcht a 
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Miniſter) habe übrigens in jüagſter Zeit von auto⸗ 
ritativer Seite die Verſicherung erhalten, daß auch 
9 ußland die oben erwähnte Aeußerung feines Ver⸗ 
treters als eine individuelle betrachte und nicht ge⸗ 
ſonnen ſei, auf Annahme dieſer Anſicht Seitens der 
Pforte zu beſtehen. Was die Nachricht in Betreff 
der Einreihung ruſſiſcher Soldaten und Offiziere in 
die bulgariſche Miliz angehe, jo jet dieſelbe amtlich 
nicht beſtätigt. Der Berliner Vertrag enthalte keine 
ſpeztelle Beſtimmungen über die bulgariſche Miliz, 
deren Drgantjation der dortigen proviſoriſchen Re⸗ 
gierung zufalle. Der Vertrag ſetze aber ſehr deut⸗ 
lich den Termin für die Räumung Bulgariens feſt. 
Die Regierung betrachte es als ihre Aufgabe, für 
die allſeitige Durchführung der Kongreßbeſchlüſſe mit 
allen Kräften zu wirken, ſie befinde ſich hierbei in 
voller Uebereinſtimmung mit ſämmtlichen Signatar⸗ 
mächten. Er könne hinzufügen, daß er noch jüngſt 
von Seiten des ruſſiſchen Kabinets die bündlge 
Verſicherung erhalten habe, daß Rußland auf ber 
vollen Ausführung des Berliner Vertrags von tür- 
kiſcher Seite beſtehen werde, aber auch ſeinerſeits 
entſchloſſen ſei, alle Punkte des Berliner Vertrages 
genau zu vollziehen. 

London, 22. November. Ein Extrablatt der 
„Daily News“ enthält folgendes Telegramm aus 
Jumtvod von heute: Die Afghanen haben Ali- 
musjid in der vergangenen Nacht geräumt, nach⸗ 
dem die engliſche Brigade Tytler die hinter Ali⸗ 
musjtd gelegenen Defiléen beſetzt hatte. Unſere 
Truppen haben heute Morgen Alimusjid ohne Kampf 
beſetzt. 4 

London, 22. November. Wie die „Pall 
Mall Gazette“ erfährt, hat das Kabinet heute be⸗ 
ſchloſſen, das Parlament für nächſten Monat einzu⸗ 
berufen, um demſelben die auf die Afghaniſtanfrage 


bezüglichen Schriftſtücke vorzulegen. 


Neapel, 22. November. Die Unterſuchung 
gegen Paſſavanti nimmt einen raſchen Fortgang, es 
iſt bereits eine große Anzahl von Zeugen vernom⸗ 
men worden, ebenſo wird das Verhör derjenigen 
Perſonen fortgeſetzt, die im Verdachte ſtehen, Mit- 
ſchuldige Paſſavanti's zu fein. 

Aus allen Theilen Ita liens gehen dem Könige 
und der Königin noch immer Glückwunſch⸗Tele⸗ 
gramme in großer Menge zu, auch zahlreiche De⸗ 
putationen find zur Beglückwünſchung des Königs 
bier eingetroffen. In allen hieſigen Kirchen haben 
feierliche Tedeums ſtattgefunden, von mehreren Ko⸗ 
lonien der fi hier aufhaltenden Ausländer wurden 
Adreſſen überreicht und Dankgottesdienſte abge⸗ 
halten. 

Neapel, 22. November, Abends. Der König 
ſtatte te heute Abend dem Miniſterpräſidenten Catrolt 
elnen Beſuch ab und überreichte demſelben dabei die 
goldene Tapferkeits⸗Medaille. i 


| 
| 
3 
| 
1 
’ 


